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Beginn: 10_01 Uhr 

Präsident van Nes Ziegler: Meine Damen und Herren! 
Ich eröffne die 8. Sitz:ong des Landtags Nordrhein-West­
falen und heiße Sie alle a.uf das herzlichste willkommen. 

Für die -heutige Plenarsitzung ·haben sich sems Kollegen 
entschuldigt, ihre Namen werden im Protokoll festgehal­
ten werden. 

Der Ausschuß für Innere Verwaltung hat in 'seiner Sit~ 
zung am 24. November 1966 besdtlossen, einen Unter­
ausschuß für Polizeifragen in Stärke von 7 Mitgliedern 
einzusetzen. Nach § 22 Abs. 2 der Geschäftsordnung ist 
hierzu die Zustimmung des Landtags erforderlich. Ich 
darf fragen: Sind Sie mit der Einsetzung dieses Unter­
aussmusses für Polizeifragen einverstanden? - Ich höre 
keinen Widerspruch. Es ist so besdtlossen. 

Mit Obersicht Nr. 2 erhielten Sie die Beschlüsse zu 
Petitionen. Gemäß § 99 Abs. 3 der Geschäftsordnung 
bitte kh um Kenntnisnahme. 

Der Herr Innenminister hat mit Schreiben vom 29. No­
vember 1966 mitgeteilt, daß er gemäß § 4 Abs. 1 des 
Gesetzes über staatliche Verwaltungsgebühren vom 
29. September 1923 im Einv;emehmen mit dem Finanz­
lII1inister die Gebührenordnung für die staatlichen Prü­
fnngen für HeilhiHsbernfe vom 28. Oktober 1 %6 - ver­
öffentlichtim Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen Seite 476 - erlassen habe. 

Nach § 4 Ahs. 4 des von mir genannten Gesetzes ist 
jede Gebührenordnung dem Landtag zur Kenntnisnahme 
vorzulegen und muß auf dessen Verlangen wieder auf­
gehoben werden. Ich bitte um Kenntnisnahme. 

Der Herr Ministerpräsident hat mit Schrerben vom 
6. Dezember 1966 bezüglich des Staatsvertrages über 
das Personalvertretungsrecht der Anstalt d.. öffentlichen 
Redtts nZweites Deutsc:hes Fernsehen" folgendes mitge­
teilt: 

Mit Rücksicht darauf, daß die ,ßremische Bürger­
schaft das Ratifikationsgesetz abgelehnt hat und 
der Staatsvertrag in der vorliegenden Gestalt 
keine rechtliche Wirksamkeit erlangen kann, hat 
die Landesregierung heute hesmlossen, die Vor­
lage betreffend die Zustimmung des Landtags ge­
mäß Artikel 66 der Landesverfas9Ullg zum Staats­
vertrag über das Personalvertretungsrecht der An­
stalt des öffentlimen Rechts "Zweites Deutsches 
Fernsehen' - Landtagsdrucksache Nr. 33 - zu­
rückzuziehen. 

Die Vorlage hat damit ihre parlamentarische Erledigung 
gefnnden. 

Nach § 24 Abs. 3 der Geschäftsordnung werden die 
Aussmußvorsitzenden und ihre Stellvertreter sowie die 
ständigen und die stellvertretenden Ausschußmitglieder 
dem Landtag bekanntgegeben. Mit Drucksache Nr. 118 
haben Sie in der Zwischenzeit das Verzeichnis der Land­
tagsabgeordneten und der Aussmüsse erhalten. Ich bitte 
um Kenntnisnahme. 

Heute finden Sie nach Schluß der Sitzung in Ihren 
Fächern ,in den Fraktionsgeschäftsstellen das neue Hand-

buch des Landtags für die sechste Wahlperiode. Es 
wurde durch einen über das Wochenende erstellten Nach­
trag bereits insoweit auf den neuesten Stand gebracht, 
als das Kahmett Kölm auf den Seiten 322 a und 322 b 
mit eingedJiuckt ist. Weitere Veränderungen, die sich im 
Zusammenhang mit der Regierungsneubildung ergeben, 
wie zum Beispiel Neubesetzung der Ausschüsse, werden 
demnächst in einem weiteren Nachtrag zusammengestellt 
werden. 

Als Drucksache Nr. 157 finden Sie auf Ihren Plätzen 
den Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung eines 
Zweiten NaChtrages zum Haushaltsplan des Landes Nord­
rhein-Westfalen für das Redmungsjahr 1966 vor. Gemäß 
§ 40 Abs. 1 der Geschäftsordnung bitte ich damit ein· 
verstanden zu sein, daß die heutige Tagesordnung 'um 
diese Regierungsvorlage ergänzt wird. Kann ich das fest­
steHen? - ,Ich danke Ihnen. Damit ist dieser Punkt auf 
die Tagesordnung gesetzt. 

Wir kommen nun zu Punkt 1 der Tagesordnung: 

Regierungserklärung 

Sie wissen, meine Damen und Herren, daß zu dieser 
Stunde auch der Bundestag die Regierungserklärung der 
neuen Bundesregierung entgegennimmt. 

Es könnte der ,Eindruck entstehen, daß diese Duplizi­
tät der Ereignisse nicht auf Zufall beruhe. Ich kann diese 
Annahme nicht bestätigen. Wir haben -diesen Termin 
nach entsprechenden Erklärungen des damaligen Frak­
tionsvorsitzenden der SPD und jetzigen Ministerpräsi­
denten Heinz Kühn bereits in der Ältestenntssitzung vom 
5. Dezember festgelegt. Der Bundestag ist uns offenbar 
im Laufe der Zeit gefolgt und hefindet sich nun auf 
dem besten Wege, uns in den Zeitdispositionen zu über­
runden i denn in Bonn soH die Dehatte über die Regie­
rungserklärung bereits 'am Donnerstag und Freitag dieser 
Wome stattßnden, während wir diese Debatte erst nach 
der Weihnachtspause am 17. Januar 1967 durchführen 
wollen. 

Es smeint also mehr der Arbeitseifer unserer Bonner 
Kollegen dann schuld zu sein, daß eine äußerliche 
Gleichschaltung erfolgt, als eine vorher getroffene Ver­
abredung. 

(Dr. Lenz (CDU) , Wir haben endgültigere Ver­
hältnisse! - Heiterkeit bei der CDU) 

Das Wort zur Albgabe der Regierungserklärung hat 
nun Herr Ministerpräsident Kühn. 

KUhn, Ministerpräsident: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die neue Landesregierung, die heute vor 
diesem Hohen Hause in ihrer Regierungserklärung dar­
zulegen beabsichtigt, welche Schwerpunkte sie ihrer Re­
gierungsarbeit zu geben gewillt ist, versteht sich als das 
Bündnis der politischen Kräfte, die ihren Auftrag ~ur 
Regierungsbildung auf die Wahl des 10. Juli 1966 grün­
den. Es hat fast eines halben Jahres hedurft, um diesen 
in der Landtagswahl nachdrücklich zum Ausdruck gekom­
menen Wählerwillen nach einer sozialdemokratisch ge­
führten Landesregierung ~u vollziehen. SPD und FDP 
sind diese Koalition in der festen Absicht eingegangen, 
in loyaler und für die Dauer der Legislaturperiode fest 
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gefügter Zusammenarbeit das Land durch eine schwere 
Zeit wirtsmaftlimer Bedrängnis und struktureller Umge­
staltungen in eine gesicherte Zulrunft zu ,führen. 

Dabei wird die Bundestreue, die Bundesregierung und 
Landesregierung verpflimtet, trotz der mit dem Grund­
satz des Föderalismus in Einklang stehenden untersmied­
Umen politischen Struktur der beiden Regierungen sim 
zu bewähren b3ben. Denn gerade angesimts der für 
unser Land lbesonders engen Verflochtenheit von Bundes­
und Landesinitiativen für die Bewältigung der Struktur­
krisen unseres Industriegebietes Ibedarf es eines solmen 
engen Zusammenwirkens von ,Bonn und Düsseldorf. 

Diese Regierung wird im Vertrauen auf die Mündig­
keit der Menschen unseres Landes, die durch Arbeit und 
Nümternheit geprägt sind, aufrimtig und wahrhaftig dem 
Land sagen, daß wir nur dltrm Sparsamkeit und Diszi­
plin in den öffentlimen Ausgaben unsere Zukunft mei­
stem können. Die Regierung wird den Mut haben, auch 
unpopuläre Notwendigkeiten aUs:Luspremen und unpo­
puläre Maßnahmen zu treffen. 

Diese Regierungserklärung, die -im die Ehre habe Ihnen 
vorzutragen, ist kein Musterkatalog freundlicher Bemer­
kungen und Verspredmngen zu den einzelnen Sorgen· 
gebieten der Landespolitik. 

tIber die Aufgaben, denen die Landesregierung neben 
vielen anderen 'auch ihre Aufmerksamkeit widmen wird, 
sei deshalb hier nur in geraffter Kürze gesagt: Die viel· 
fachen Aufgaben im sozialen Bereich werden von der 
Landesregierung gesehen und im Rahmen der vorhande­
nen Mittel einer Lösung nähergebramt. Das gilt aum 
für die weitere Förderung im Bau ibe6ndlicher Kranken· 
anstalten, ·der vorbeugenden Gesundheitsfürsorge und der 
Bekämpfung der Volkskrankheiten sowie der Bekämpfung 
der Mütter- und Säuglingssterblimkeit. 

Die Ausrimtung der Agrarwirtsmaft unseres Landes 
auf den Gemeinsamen Markt wird weiter gefördert wer· 
den. Dabei wird die Landesregierung einer verstärkten 
Konzentration und Atbeitsteiligkeitin Prnduktion und 
Absatz den Vorzug gegenüber solmen Subventionen ge­
ben, welche das Hineinwachsen in den Gemeinsamen 
Markt verzögern und damit die Marktposition der Land­
wirtsmaft versmlemtern. Das Ziel der Forstpolirik ist es, 
die Wirtsdiaftlimkeit der forstlichen Unternehmen zu er­
halten, die Wohlfahrtswirknngen des Waldes für die All­
gemeinheit zu fördern und die Vollbeschäftigung der 
Waldat1beiter zu simern. 

Es wird das Bestreben der Landesregierung sein, das 
Ansehen der Dritren Gewalt zu stärken und zu mehren. 

Der Erwamsenen- und jugendstrafvollzng soll zeitge­
remt gestaltet und das Verständnis der Bevölkerung für 
die Prableme der justiz durm eine verstärkte Offent­
lidlkeitsa"beit gefördert werden. 

Die Landesregierung wird die finanziellen Nöte der 
Gemeinden ebenso ernst nehmen wie die eigenen finan­
ziellen Sorgen. Sie erlcennt die Notwendigkeit einer kom­
munalen Gebietsreform an. Daher wird sie die Atbeit 
der Sachverständigenkommission weiter unterstützen. 

Für die Simerheit der Bürger ist eine Verstärkung der 

(Regieruogserklärung) 

Polizei erforderlim. Daher bejaht die Landesregierung 
den vom Landtag besdUossenen Vier-jahre-Plan. 

WohnungSbau und Stadterneuerung erfordern auch in 
Zuknnft große finanzielle Anstrengungen. Es ist unab­
dingbares Ziel dieser Landesregierung, das Wohnungs­
problem einer Löoung zuzuführen. In erster Linie sehe 
im die Förderung des Wohnung.baus aber darüber hin­
aus als -Mittel zur Ausbildung der notwendigen Infra­
struktur in den Entwiddungsschwerponkten und aum 
nimt zuletzt als einen Weg der Konjunkrorbeeinflussung 
und der Sicherung der -Besmiiftigung an. 

Mit dieser nur stimwortartigen Anführung wimtiger 
Bereime der Landespolitik verzichtet die Landesregierung 
bewußt auf den traditionellen Stil, alle anstehenden fra­
gen in der Regierungserlclärung anzusprechen. Damit wer· 
den die Smwerpunkte der künftigen Regierungstätigkeit 
um so deutlicher, denen im mim nun zuwende. 

Die Landesregiemmg übernimmt die Verantwortung für 
dieses Land m einer -schweren Zeit. Sie steht nicht mehr 
in der Gunst raschen Wirtsdtaftswachstums. Die indu· 
striene Expansion ist seit Monaten unterbrochen. Die vor 
uns liegenden Aufgaben sind, 

1. Die wirtsmaftlime Zulounft des Landes muß gesimert 
und gefestigt werden. 

2. Dieses Land muß den Ansd1luß an die wm.maftlime 
und soziale Gesamtentwiddung in der Bundesrepublik 
und ·in der Europäismen Gemeinsmaft wiedergewin­
nen und zugleich ."befähigt werden, seinen Anteil Ziur 
Leistung.kraft und zum Erfolg dieser Gemeinsmaft 
beizutragen. 

3. Die in ;hrer Gesamtstruktur besonders gefährdeten 
Landesteile müssen unterstützt werden. 

4. 1m gesamten Land muß die Infrastruktur den Not­
wendigkeiten des gesellschaftlimen, wirtsmaftlimen 
und knlturellen Lebens angepaßt werden. 

5. Die öffentlime Finanzwirtsmaft muß wieder geord­
net werden. 

6. Die öffentlime Verwaltung muß in den Stand gesetzt 
werden, der Bevölkerung gut, rationell und anpas­
sungsfähig zu dienen. 

Alle diese -Maßnahmen dienen dem obersten Gebot 
unserer Regierungsabsimten, nämlim der Simerung der 
A"beitsplätze für die Mensmen unseres Landes. 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

Währungsstabilität und angemessener Wirtsmafts­
wamsturn erfordernhaushaltspolitisme Disziplin. Das 
Beispiel der öffentlimen Hände ist von großem En/luß 
auf die Preis- und Lolmpolitik der privaten Wirtschaft. 

:Die Haushaltspolitik des Landes und seiner Gemein­
den muß dieser Ensimt folgen. Die Tolerierung infla­
tionistismer Tendenzen gefährdet das Fundament der 
künftigen politismen, sozialen und wirtsmaftlimen Ent­
widclung. Oie Landesregierung wird deshalb die eingelei­
teten bundesgesetzgeberischen Maßnahmen zur Verbes­
serung des finanz- und wirtsdlaftspolitismen Instrumenta­
rimns unterstützen. 
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Die ernste Finanzlage des Landes ist gekennzeidtnet 

durdt unrerduTdtsdtnittlidte Zuwadtsraten bei der Ein­
kommen~ und Körpersdraftsteuer, 

durdt den im VeTgleidt zu anderen Ländern größeren 
Nachholbedarf auf versmiedenen Gebieten, insbeson­
dere des Sdtnlwesens, 

durdt den zusätzlidten Investitionsbedarf , den die 
Struktrurverbesserong erfordert, 

durdt die nidtt geded<ten Ausg.beverpflidttungen, die 
sidt Ende dieses lahres allein im Bereidt des Wohnungs­
baues auf rund 1,6 Milliarden DMark belaufen werden, 

sowie durdt die gesetzlidte Verpflidttung zur Abdek­
kung des Defizits aus dem Redtnungsjahr 1965 in Höhe 
von 270 Millionen DMark. 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

Die Höhe des Fehlbetrags, der sidt im jetzt au,lau­
fenden Redtnungsjahr ergibt, ,ist nodt nidtt in vollem 
Umfang überschaubar. Er wird im wesentlichen von dem 
Zurüdcbleiben deT Steuereinnahmen hinteT der Einnahme­
sdtätzung und dem Ausfall der veransdtlagten Kapital­
marktmittel bestimmt. Die Mindereinnahmen an Steuern 
müssen - wenige Tage vor dem letzten Hauptzahlungs­
termin dieses lahres - mit rund 400 Millionen DMark 
saldiert angenommen werden. Die nicht ausgesdtöpfte 
AnleiheeTmädttigung beläuft ,idt unter Aussdtluß der 
WohnungsbaufördeflUogsanstalt auf eine halbe Milliarde 
DMark. Ob und wann von der Ermädttigung audt nur 
teilweise Gebrauch gemacht werden kann, ist zur Zeit 
nidtt.brusehen. 

Die Landesregierung steht vor der Notwendigkeit 
,dtmerzlidter Sparmaßnahmen. Sie wiTd den vorgefun­
denen Haushaltsplanentwurf in seinen wesentlidten Ein­
zelheiten erneut 7lU überprüfen haben. Dam zwingt allein 
sdton die Tatsadte, daß die bisherige Landesregierung 
diesen Entwurf auf der Grundlage eines Landesanteils 
an der Einkommen- und Körperschaftstooer von 65 Y. H. 
erstellt hat. Der bei der Bildung der neuen Bundesregie­
rung gefundenen KompTomiflformel, die dem Bund künf­
tig einen Anteil von 37 v. H. und den Ländern einen 
Anteil von 63 v. H. der Einkommen- und Kärper,dtaft­
steuer Z1lsimert, tritt die Landesregierung bei. 

Die wirtsdtafts- und strukturpolitisdten Zielsetzungen 
erfordern verstärkte Investitionen. Ihre Finanzierung muß 
deshalb Vorrang VOT konsumtiven Ausgaben haben. Aber 
audt innerhalb des weiten Bereidts der Investitionsfinan­
zierung müssen Sdtwerpunkte und Rangfolgen gesetzt 
werden. Sdtließlidt müssen audt die lebensnotwendigen 
öffentlidten ,Investitionen auf den ·uoerläßlidten Aufwand 
besdtränkt ,bleiben. 

Bei aller Knappheit der Mittel ist es jedodt notwen­
dig, verstärkte finanzielle Hilfen in bestimmte Räume zu 
lenken, um sie zur vollen Entfaltung ihrer Kräfte zu be­
fähigen. Die Möglidtkeiten sadtlidter und zeitlidt be­
grenzter .Staatshilfen zur Selbsthilfe" sind zu verbes­
sern. Für Subventionen, die dazu führen, daß strukturelle 
Mängel und Sdtwädten konserviert werden, bleibt künf­
tig kein Raum. 

(Beifall bei den Regierungspmeien) 

Zu dieser Entsdteldung zwingt nidtt nUr die Finanzlage 
des Landes sondern audt die unbestreitbare wirtsdtafts-

,und gesel1sdtaftspolitisdte Unzwedcmäßigkeit eines an­
deren Vorgehens. Ausnahmen können nur 'bei sozialen 
Notständen und in ·begrenzten Obergangsphasen gebo­
ten sein. 

Der allgemeine Konjunkturalbschwung ·in der Wirt­
sdtaft versdtärft im Ruhrgebiet die dort eingetretenen 
strukturellen S<hwierigkeiten. Es ist möglich, daß in grö­
ßerem Umfang weitere Freisetz1Ingen von Berg- und 
Stahlarbeitern bevorstehen. :Es erscheint fraglidt, ob Er­
,atzarbeitsplätze in der nötigen Anzahl bald gesdtaffen 
werden können. Auf die Dauer kann die Smaffung neuer 
Aobeit,plätze nur dardt eine zielstrebige Aktivierung der 
Strukturpolitik erreidtt werden. 

Die Landesregierung wird ihTen Einfluß dahin geltend 
machen, daß Zechenstillegungen nach Zeitpunkt, Ort und 
Umfang so dUTdtgeführt werden, daß neue Arbeitsplätze 
7lUr Verfügung stehen. 

(Beifall bei den Regierung'parteien) 

Die Anpassungsmaßnahmen zur Be,dtleunigung des 
Strukturwaooels werden wesentlich von der Energiepoli­
dk des ,Bundes bestimmt. Dazu muß das vorhandene ener­
giepolitische Instrumentarium genutzt und gege,benenfalls 
ergänzt werden. Das Ziel muß dabei sein, sichere Ener­
gie zu günstigen Preisen zu gewährleisten. Eine neue 
Monopol,teDung einzelner EnergieträgeT darf nidtt be­
gründet werden. 

Die strukturelle Gesundung des Ruhrgebiets fordert 
einen konzentrierten Einsatz der Infrastruktunnaßnah­
men von Bund und Land. Die Grundlage dafür bietet 
der von der früheren Landesregierung ,bereits genehmigte 
Gebietsentwiddungsplan für den Ruhrkohlenbezirk. 

Die Landesregierung wird dahin wirken, daß die von 
der Montanunion gewährten Rna~hilfen für Umstel­
lungs- rund Anpassungsmaßnahmen stärker als bisher aus­
gesdtöpft werden. 

Audt ist - duTdt entspredtende verkeohrspolitisdte 
Maßnahmen - die räumlidte Mobilität für Men,dten 
und Güter im Revier zu erhöhen. 

Die Landesregierung wird den Mensdten und UnteT­
nehmen im Revier die Gewißheit geben, daß im Ruhr­
gebiet wenigstens die gleidten Entfalrungsdtancen im 
wirtsdtaftlidten, sozialen und kulttrrellen ,Bereidt wie in 
den anderen Wirtsdtaftssdtwerpunkten der Bundesrepu­
blik geboten werden. 

In bereits eingeleiteten Verhandhmgen mit der Bun­
desregierung habe idt die Oberzeugung gewonnen, daß 
sie in der Beurteilung der Lage mit der Landesregierung 
übereinstimmt und zu gemeinsamem Handeln bereit ist. 
Die in den Koalitiornverhandlungen zwisdten den drei 
Fraktionen dieses Hauses festgestellte Obereinstimmung, 
daß dem Revier geholfen werden muß, sollte dabei die 
Landesregierung und die Opposition in ihrer Anstrengung 
vereinen, um. auf die Bundesregierung verstärkt einzu­
wirken. 

Die von meinem Herrn Amtsvorgänger abgegebene 
Erklärung über den Feiersdtidttenausgleidt habe idt be­
stätigt. Wie die lbisherige ist andt die jetzige landes­
regierung entschlossen, auf eine Mitftnanzierung durch 
den Bund zu dringen. Idt habe in dieser Frage die grund­
sätzlidte Zusage des Bundesministers für Wirtsdtaft er-
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halten und hoffe, daß sich auch der 'Bundesflnanzminister 
dieser Bereitschaft anschließen wird.. 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

Die Landesregierung Ibetrachtet eine offene und ver­
trauensvolle Zusammenarbeit mit den Sozlalpartnem als 
eine wichtige Voraussetz'ung für den Erfolg ihrer wirt­
smafts- und sozia1po!itismen Bemühungen. Sie wird daber 
diese Zusammenarbeit fördern und Rat und Kritik der 
Sozialpartner stets als Beitrag zur Uberprüfungihrer Po­
litik annehmen. 

Im Rahmen der im ganzen Lande notwendigen plan­
mäßigen Strukturpolitik kommt dem Verkehrswesen be­
sondere Bedeutung zu. Organisatons<he Verbesserungen 
in der Ministerialinstanz, aber audt in der Zusammen­
arbeit der namgeordneten Stellen auf dem Gebiet der 
Verkehrspolitik werden erwogen. Die Leistungsfähigkeit 
des Nahverkehrs in den Ballungsgebieten ist zu steigern. 
Die Landesregierung wird die FÖ:f1derung des Ausbaues 
der dafür notwendigen Infrastruktur weiterführen und 
auch die Rationalisierungsbemühungen und die auf eine 
engere Zusammenarbeit gerichteten Bestrebungen der 
Nahverkehrsuntemehmen föraern. 

Die Landesregierung wird die Era"beitung des Gene­
ralverkehrsplanes :rur Integrierung raumordnerisrner und 
verkehrswirtschaftlirner Zielsetzungen 'besmleunigen. 

Bei der Durmführung der Strukturförderungsmaßnah­
men wird die Landesregierung unsere Gemeinden und 
Gemeindeverbände, besonders aurn die regionalen Selbst­
verwalmngsorganisationen, zur Mitwirkung auffordern. 
Damit will und kann die Landesregierung <im der Ver­
antwortung für die Strukturpolitik nicht entziehen. Sie 
wird dazu klare Ziele und Vorstellungen vermitteln. So 
werden die regionalen und lokalen Aufgabenträger eine 
sichere Orientierung für eigene Initiativen ,gewinnen. 

Die vor uns liegenden großen struktur- und finanz­
poUtischen Maßna-hmen erfordern im Ra,hmen einer mit­
tel- und langfristigen Regierungsplanung eine gesimerte 
Koordination, die ,die begrenzten Mittel 'ZU rationellem 
Einsatz hringt und alle beteiUgten Behörden zu abge­
stimmtem gemeinsamem Handeln führt. 

Unbesmadet der 30m diesem Ziele dienenden Maß­
nahmen auf detJ? Gebiet der organisatorisdlen Verwal­
tungsreform werde im zu diesem Zwedc meine Staats­
kanzlei zu einem Planungs- und Koordinationsstab ent­
wideln. 

Zur Verbesserung ihrer Beurteibrngs- und Entsmei­
dungogrundlagen wird die Landesregierung den Rat an­
erkannter SachverstäncUger suchen. Sie wird insbesondere 
einen Beirat für energiepo!itisme Fragen berufen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Landesregierung wird die innere und äußere Ge­
staltung des Bildungswesens an dem verfassungsremt1imen 
Ansprum eines jeden jungen Mensmen auf Erziehung 
und Bildung orientieren. Bei den unters<hiedlimen Be­
dingungen der Kindesumwelt kann die G1eimheit der 
Bildungsmancen nur darm smnllsme Erziehung verwirk­
Iimt werden. Die Eltern sind die erwÜDS<hten Partner 
dieser sdmlismen Erziehung, nicht jedodI die unverzimt­
baren Helfer für den Unterrimtserfolg. 

(Reg;erungserkIänmg) 

,Die LandesregieruDß wird dem Landtag einen Gesetz­
entwurf zur Anderung der verfassungsremtlimen Bestim­
mungen über die wenig gegliederte und ungeteilte Schule 
vorlegen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

Die Landesregierung widmet der Grundsdlule als 
der Basis des gesamten ißlldungswesens ihre volle Auf­
mer,ksamkeit. Sie wird den noch nicht schulreifen Kin­
dern den Zugang zu Smulkindergärten, die der Grund­
schule zugeordnet sind, öffnen. 

,oer Grundsmu1e obliegen als selbständige Scnu1form 
bedeutsame Aufgaben: Neben ihrer sozial -gerimteten 
Funktion muß sie den individuellen Bildungsansprüchen 
ihrer Schüler genügen. Durch differenzierende Unter­
richtsverfahren leistet sie einen widitigen Beitrag zur För­
derung begahter Kinder. Die Grundschule umfaßt die 
ersten vier Schuljahre. Sie wird in der Regel mindestens 
einzügig sein. Leistungsfähigkeit und Ortsnähe sind in 
Einklang zu bringen. In diesem Rahmen entsmeiden die 
Eltern frei darüber, ob Grundschulen als Konfessions­
schulen, Gemeinschafts- oder Weltanschauungsscbulen zu 
führen sind. 

Es ist das Ziel der Landesregierung, die Hauptsmu1e 
mit den Klassen 5 bis 9 als eine selbständige Smu1form 
weiterführender Bildung zu begründen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien) 

Diese Schulform muß mehrzügig sein, um die Schüler 
nach Leistung und Neigung angemessen fördern zu kön­
nen. Die Landesregierung wird unverzüglim mit Eltern, 
Schulträgem, Lehrern und Kirchen heraten, um an die 
Stelle umulänglimer gegenwärtiger Regelungen die ge­
setzlichen Voraussetzungen für eine leistungsfähige Haupt~ 
schule zu setzen. 

Uas Sonderschulwesen bedarf im Lande No:rdrhein~ 
Westfalen neuer Impulse. Insbesondere ist es erforoer­
!im, Smu1en alier Formen für Behinderte zu smaffen, 
om den Bildungsansprum aum dieser Smü1er zu erfüllen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

Das herufliche Bildungswesen muß großzügig ausge­
baut werden. Es führt die Arbeit der Hauptsmole kon­
tinuierlim fort. Die Zahl der Absolventen mit Famsmu1-
reife ist zu steigern. S<hu1versume mit dem Berufsgrund­
smu1jahr werden eingeleitet. 

,Die Gründung der Hauptsmule hat zur Folge, daß 
die Stellung der Realschule im S<hulaufbau neu hedamt 
werden muß. Ourm die Erprobung und spätere Entim­
tung eines 7. Smu1jahres wird die Realschule höheren 
Ansprüchen gerecht werden können. 

Stetigkeit und Kontinuität der erzieherismen und un­
terrimtlimen Arbeit des Gymnasiums müssen stärker ge­
währleistet werden. Der Auftrag des Gymnasiums, zur 
vollen Stndierfähigkeit und zur HO<hsmu1reife zu füh­
ren, ,ist 2lU gewährleisten. Ohne den Leistungsansprum 
zu vermindern, sind die verschiedenen Begabungsrichrun­
gen und 3um die Hombegabten gebührend zu berüd­
simtigen. Gymnasiale Kurzformen und Tagesheimschu­
len dienen der Durm1ässigkeit des Bildungswesens und 
einer gelenkten Förderung der SdJü1er. 

(C) 

(0) 



(A) 

(8) 

Landtag Nordrl>ein-Westfalen - Sechste Wahlperiode - Achte Sit2DDg 3m 13. Dezember 1966 - Band I 115 

(Kiihn, Ministerpräsident) (Regicnmgserkllnmg) 

Es ist das Ziel der Landesregierung, neue Wege zu 
finden, um den Lebrermangel, der die kontinuierlime 
Entwiddung des Sdmlwesens erschwert und die Lehrer 
helastet, za !beseitigen. ner Egenverantwortang von 
Smulleitern und Lehrern ist ein gebührender Raum zu 
sichern. 

(Beifall !bei der spn) 

nie Landesregierung wird wn eine wirtsmaftlime Simer­
stellung der Lehrer hemüht sein, die ,ihren Berufsauf­
gaben geremt wird. Sie wirdsim gegen nivellierende 
Tendenzen auf der Bundesebene wenden. 

I);e Landesregierung sprimt den Lehrern aller Sdtul­
fotmen ihren Dank für die unter den ersdrwerten Bedin· 
gungen ·der Kurzschuljahre geleistete Arbeit aus. 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

Die Fö~derung der Wissenschaft in Forschung und 
Lehre ist in der modernen Cesellschaft ebensosehr ideel­
ler Auftrag wie materielle Notwendigkeit. Wirtsmaft­
limes Wamstum und beruflime Simerheit bestimmen 
sim heute nam dem Maß wissensmaftlimen Fortsmritts 
rund wissenschaftlicher Bildung. Die Landesregierung ist 
entsdtlossen, nach dieser Einsicht zu handeln, 

Die vom ganzen Parlament getragenen Universitäts­
Gründungsprojekte werden verwirklicht, jedoch in einer 
durch die Finanzsituation bedingten zeitHmen Staffelung. 
Dabei ist nun ~ingend ,geboten, die Planungen ratio­
nell aufeinander abzustimmen und Smwerpunktbildungen 
in enger Zusammenarbeit mit den Homsmulen vorzu­
sehen. Das gilt für die Universität Bielefeld und in be­
sonderer Weise für die henambarten Universitäten 
Somum und Dortmund. In Dortmundsoll das Mnden 
einer organisatorischen Ve~bindung von Universität und 
Pädagogismer Hodtsmule verwirklimt werden. 

(Beifall !bei der Spn) 

Wenngleim die Wissensdtafts- und Hodtsmulplanung 
sich nh:ht primär an Zwangs- und Notlagen orientieren 
darf, muß vordringlim dem zu erwartenden sprunghaften 
Anstieg der Zahl der Srudierenden durch 'eine Vermeh­
rung der Studienplätze auch an lbestehenden Hochschulen 
begegnet werden. 

(Sehr rimtig! bei der SPD) 

Smou jetzt ist es ein unerträglimer Zustand, daß Stu· 
denten ihre Absimt, Medizin :zu studieren,aus Mangel 
an Arbeitsplätzen aufgeben müssen. 

In einer Zeit materiellen Wohlstandes und gefüllter 
Haushaltskassen ist es leicht für ein Land, als Kunst­
mäzen aufzutreten. Die Landesregierung wird trotz der 
angespannten Haushaltslage ihre Aufgabe ,im Bereidt der 
Kulturpflege erfüllen. Sie wird deshalb die Landeszu­
sdtüsse zum Theaterwesen und zur Denkmalpflege im 
bisherigen Umfange gewähren. Sie betramtet die Erwam­
senenbildung als ein bedeutsames Element der Volksbil­
dung. 

Zu den wesentlimen Aufgaben der Landespolitik ge­
hört die Pflege der Beziehungen zwismen dem Staat und 
den Kirmen sowie den übrigen Religionsgemeinsmaften. 
Im demokratismen Staat, der auf dem Boden der Religi­
onsfreiheit steht, müssen alle Bürger, die Christen heider 

Bekenntnisse ebenso wie die Nimtchristen, nam ihrer (C) 
Oberzeugung leben können. Grondlage für das Fortbe­
stehen des religiösen Friedens in unserem Lande ist die 
Amtung dieses Remts. 

Die Landesregierung anerkennt und amtet auf dieser 
Grundlage die Freiheit, die remtlime Stellung und den 
·besonderen Auftrag der Kirmen. Sie wird diese Remte 
smützen ,und die Freiheit des kirmlimen Wirkens gewähr-
1eisten. Die Landesregierung erwartet von den Kirmen, 
daß sie das Remt und die Freiheit der staatlimen Organe 
anerkennen, die für das Wohl der Bürger notwendigen 
Entsmeidungen in eigener Verantwortung zu treffen. Die 
Landesregierung ,ist ibemüht, das Ver:hältnis von Staat und 
Kirchen in diesem Sinne als ein Verhältnis freier Partner~ 
smaft zu gestalten. 

(Beifall bei der Spn) 

Die Landesregierung fühlt sim der jungen Generation, 
den jungen !viensmen dieses Landes, die sich auf -ihren 
Platz in ,Beruf und Leben vorbereiten, in besonderer 
Weise ver:bunden. Sie wird vor allem dem Verhältnis von 
Jugend und nemokratie ihre besundere Aufmerksamkeit 
widmen. Die junge Generation tritt in die politische Ver­
antwortung ein in einer neuen Phase der innenpolitischen 
und weltpolitismen Entwicklung, die mehr denn je den 
mündigen Staatsbürger verlangt. nabei fehlt gerade die-
ser jungen Generat,ion das eigene immuniosierende Er­
leben und Erleiden totalitärer Herrschaftsformen, die wir, 
die ältere oder mittlere Generation, dUr<h1ebt haben. 
Dazu kommt die Uninteressiertheit an den Grundfragen 
unserer Lebensexistenz, denen diese jungen Menschen 
häufig in ihrer Umwelt begegnen und die sie Z<Im Va- (0) 
kuum für den Ungeist verführerismer Ideologien madten 
kann. 

Hier kommt es darauf an, die jungen Menschen mit 
Wissen, mit Einsichten und Kenntnissen auszustatten, so 
daß sie in der Lage sind, sich mit den Chancen und Ge­
fahren der geistigen und politismen Entwicklung unseres 
Lebens auseinanderzusetzen. 

-Ihe Landesregierung hat die Absimt, die Anstrengun­
gen auf dem Gebiet der staatsbürgerlidten Bildung und 
des Sports zusammenzufassen und zu verstärken, die der 
jungen Generation helfen sollen, ihre eigenen Wege zur 
Freiheit zu gehen, wohl wissend, daß diese Aufgabe nicht 
nur und nicht zuvörderst eine Frage der finanziellen Mit~ 
telbereitstenung, sondern sehr viel mehr der überzeugen­
den Selbstdarstellung unserer Demokratie, ihrer Ideen, 
ihrer Leistungen und ihrer Repräsentanten ist. 

(Beifall bei spn und Teilen der IDP) 

Es ist mir nicht nur ein Zeremoniell der Höflkhkeit, 
sondern ein Gebot der Wahrhaftigkeit, meinen Amts­
vorgänger Dr. Franz Meyers und seinen Ministern wie 
aum allen Mitarbeitern in den Landesbehörden am Ende 
dieser Regierungserklärung ein Wort des Dankes zu sa­
gen. Gerade wer wie ich den kämpferismen Wettstreit 
der Ideen als das Lebenselement der Demokratie liebt, 
wird seinem Gegenüber im politisdten Streit Anerken­
nung und Dank nimt versagen.. Die von mir geleitete 
Regierung wird, wo sie es für nötig eradttet, eine andere 
Politik als die bisherige Regierung machen. Wo sim die 
Politik der bishetigen Regierung bewährt hat, werden wir 
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(KtIbn, Ministerpräsident) 

sie fortsetzen. Den Männern, die in den voraufgegan­
genen Landesregierungen mit dem vollen Einsatz ihrer 
Kraft und mit redlichem Bemühen gewirkt .halben, zollen 
wir Respekt und Dankbarkeit. 

(Beifall bei SPD und roP) 

!)je Opposition, eine starke Opposition, die der Lan­
desregierung in diesem Hohen Hause gegenubersteht, 
wird das Wirken der Landesregierung aufmerksam und 
kritisch ·beobachten. Der Sauerteig eines sich auf Gesin­
nung und Sadilichkeitgründenden wlderspremenden 
Geistes ist in der Demokratie <lt1entbehrlich, damit das 
Werk gedeihe. Den Respekt und die Anerkenmmg, die 
ich als OppositionsfUhrer dieses Hauses für die Oppo­
sition gefordert habe, werde ich -als Ministerpräsident 
dieser Landesregier<lt1g der neuen ·Opposition entgegen­
bringen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

Die sachlic:h auszutragende parlamentarisme Kontroverse 
wird der Politik dieses Landes nützen. Dabei wird nicht 
alles, was zwischen Regierung und Opposition ausgetra­
gen werden muß, in diesen Zeiten wachsender Bedräng­
nis des !)jsputs, vieles wird eher des Dialogs bedürfen. 
!)je Landesregierung wird zu diesem !)jalog zwischen 
Regierung und Opposition 'StetS ·bereit sein. Die zwischen 
allen drei Parteien in zueinander hinführender Sadllich­
keit geführten Koalitionsverhandlnngen, die der Bildung 
dieser Regierung -vorausgegangen sind, haben in wesent­
lichen Fragen zu weitgehender Annäherung der Stand­
punkte geführt. Wird es auch viele Fragen geben, in 
denen sadllich, fachlich und politisch gestritten wird, so 
wird es doch dem Wohle unseres Landes nützen, wenn 
die vor uns liegenden, für die Zukunft von Nordrhein­
Westfalen wiChtigen politischen Grundsatzentscheidungen 
von allen drei Fraktionen getragen werden. 

Das wird uns Kompromisse in den Sachlösungen ab­
verlangen, ohne uns Kompromittierung der Gesinnung 
aufzunötigen. !)je neue Regierung, die dero Hohen Hause 
hier ihre Regierungsabsichten vorgetrageo hat, wird mit 
nüchternem Enthusiasmus und mit leidenschaftlicher Ge­
duld ,bemüht sein, mit Hilfe dieses Hauses unser Land 
durch eine !bedrängte Gegenwart in eine sichere Zukunft 
zu fUhren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien, anhaltend bei 
der SPD) 

Präsident van Nes Ziegler: Meine Damen und Herren, 
Sie haben die Regierungserklärung zur Kenntnis genom­
men. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

RegierungsvOrlage: 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetz.. zur Auslilhrung des Vlelweuchen­

gesetz .. (AGVG-NW) 
- Druc:ksac:hen Nm. 59 und 132 -

zweite Lesung 

Berichterstatter ist Herr Abg. van Aken von der CDU. 

(Viehseuchcngcsetz) 

van Aken (CDU), Berichterstatter: Herr Präsident, meine (C) 
sehr verehrten Damen, meine Herren! Oer Ausschuß für 
Ernährung, Land-, Forst- und Wasserwirtsmaft hat in 
seiner Sitzung am 22. November das Gesetz zur Ände-
rung des Gesetzes lZur Ausführung des Viehseuchengeset-
zes eingehend beraten. Das seit dem Juni 1963 beste­
hende Gesetz zur Ausführung des Viehseudtengesetzes 
hat sich im großen und ganzen in der Praxis Ibewährt. 
Verschiedene Verwaltungsanordnungen, die seitdem er­
lassen worden sind, haben = besseren Vorbeugung ge-
gen Seuchengänge und zur Abwendung von vermeid­
barem Schaden ,bei den Betroffenen eine Novellierung 
dieses Gesetzes notwendig gemacht. 

Oer Ausschaß war einstimmig der Meinung, dem Land-
tag vorzuschlagen: 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des 
Gesetzes zur Ausführung des Viehseuchengesetzes 
wird in der Fassung der Regierungsvorlage Drudes. 
Nr. 59 angenommen. 

Weiter bittet der Ausschuß - damit dieses Gesetz am 
1. Januar in Kraft treten kann -, in der heutigen Sit~ 
zung die dritte Lesung ebenfalls durchzuführen. 

(Beifall) 

PräsIdent van Nes liegler: Ich danke dem Herrn Be­
richterstatter und eröffne die B e rat u n g. Wird das 
Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Ich 
sc h I i e ß e die Beratung. Wir kommen zur Abstim­
mung. 

Wer dem Gesetzentwurf Drude •. Nr. 59 gemäß dem (1) 
Ausschußbericht Drude.. Nr. 132 die Zustimmung geben 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. - Danke sehr. 
Die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? - Der Ge­
setzentwurf ist in xweiter Lesung einstimmig angenom~ 
men. 

Der Ausschußberichterstatter hat Ihnen vOl'getragen, 
daß die dritte Lesung angesdllossen werden san. Hier­
gegen erhebt sich wohl kein Widerspruch? -

(Zurufe: Nein!) 

Dann rufe ich auf: 

RegIerungsvorlage: 
Entwurf eines Gesetz.. zur Änderung des 
Gesetzes zur AusfDhrung des Vlehseuchen­

geselzes (AGVG-NW) 
- Drucksachen Nm. 59 und 132 -

drlHe Lesung 

Ich eröffne die B e rat u n g ; wird das Wort gewünscht? 
- Das ist nicht der Fall. Ich s chi i e ß e die Beratung 
und komme zur Abstimmung. 

Wer dem Gesetzentwurf in dritter Lesung seine Zu­
stimmung geben wiß, den bitte ich ,um ein Handzeichen. 
- Danke sehr. Gegenprobe! - Stimmenthalmngen? -
Der Gesetzentwurf ist in dritter Lesung einstimmig ver­
abschiedet. 

Ich rufe p·unkt 3 der Tagesordnung auf: 
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Regierungsvorlage: 
Entwurf eI.... Geeelzes zur ÄnderUng des 
Geeelzes Ober die E1nfDhrung einer gemein­
schaftlichen K1aaenJo\ter1e mit den Lindern 
N\edenem-, SchIeswlg-HoIsteln, Hen_dt 

Hamburg und Hansestadt Bramen 
- Druc:keac:hen Nm. 58 und 135 -

zweite Leaung 

Berichterstatter ist Herr Abg. Holba (SPD). 

Holba (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident, meine ver­
ehrten Damen und Herren! Ich habe Z'l1 berichten über 
die Drudesachen Nm. 58 nnd 135. 

In seiner Sitzung vom 24. November 1 %6 hat sich der 
Aosscbu/l für Innere Verwaltung mit dem Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Einfüh­
rung einer gemeinschaftlichen Klassenlotterie mit den 
Ländern Niedersachsen, Scbleswig-Holstein, Hansestadt 
Hamburg und Hansestadt Bremen befaßt. Der Gesetzent­
wurfhat zum Inhalt, dem Antrag des Saarlandes auf Bei­
tritt zur Ländervereinbarung über die Nordwestdeutsche 
Klassenlotterie gemäß das Saarland in den Text des Ge­
setzes über die Einführung einer gemeinschaftlichen Klas­
senlotterie aufzunehmen. Die Aufnahme des Saarlandes 
in den Text des § 2 Albs. 1 ist erforderlich, weil die dem 
Fil1anzminister erteilte Ennämtigung auf Abschluß von 
Verträgen sich auf die im Gesetzestext aufgeführten Län­
der beschränkt. Der :Beitritt eines jeden weiteren Landes 
bedarf also einer Gesetzesänderung. Selbstverständlich 
ist auch die Änderung der Oberschrift erforderlich, wie 
Sie aus den Drucksachen ersehen können. 

Aber mit dieser Gesetzesänderung werden diesmal 
auch die amtlich richtigen Bezeichnungen für Hambwg 
und Bremen eingesetzt. Niemand läßt gern -seinen Namen 
verstümmeln! Das genügt, meine Damen und Herren, um 
klarzustellen, worum es darin geht. 

Im Auftrag des Ausschusses für Innere Verwaltung 
bitte ich, den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Einführung ciner gemeinschaftlichen 
Klassenlotterie mit den Ländern Niedersachsen, Scbles­
wig-Holstein, Hansestadt Hamburg und Hansestadt 
Bremen in der' Fassung der Regierungsvorlage Drucks. 
Nr. 58 anzunehmen, und empfehle gleichzeitig dem 
Hohen Hause, die dritte Lesung auch hier folgen zu las­
sen. 

PrlIslclent van Ne. Ziegler: Ich danke dem Herrn Be­
richterstatter und eröffne die B e rat 'u n g. Wird das 
Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Ich 
s chi i e ß e die Beratung. Wir kommen ZUr Abstim­
mung. 

Wer dem Gesetzentwurf Drud<s. Nr. 58 gemäß dem 
Ausschußbericht Drudes. Nr. 135 zustimmt, den bitte ich 
um ein Handzeichen. - Danke sehr. Die Gegenprobe! 
- Stinunenthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist in 
:z:weiter Lesung einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur dritten Lesung gemäß dem Vorschlag 
des Ausschusses. 

(Gemeinschaft1iche Klassenlotterie) 

Ich rufe auf 

Reglerungavorlage: 
Entwurf ein. G_tzes zur Änderung des 

Gasetzes Ober die E1nfDhrung einer gemein­
schaftlIchen K1aasenloHerie mH den lindern 
Nledersachsen, Schleswlg-Holstaln, HanSHtadt 

Hamburg und Han_dt Br_ 

- Druc:keac:hen Nm. 58 und 135 -
dritte Lesung 

Ich eröffne die Be rat u n g. Wird das Wort gewünscht? 
- Das ist nicht der Fall. Ich s chi i e ß e die Beratung 
in dritter Lesnngund komme zur Abstinnnung. 

Wer dem Gesetzentwurf in dritter Lesung seine Zu­
stimmung gehen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
- Ich danke sehr. Die Gegenprobe! - Die Stimment­
haltungen! - Der Gesetzentwurf ist m dritter Lesung 
einstinnnig verabschiedet. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zum nädi· 
sten Punkt der Tagesordnung, 

Regierungsvorlage: 
Entwurl eines Gesetzes über die Festatel1ung 
eines Zweiten Nachtrages zum Haushaltaplan 
des Landes Nordrheln-Westfalen fOr das Rech-

nungaJahr 1966 
- Drucks. Nr_ 157 -

erste Lesung 

Das Wort hat der Herr Finanzminister . 

Wertz, Finanzminister: Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Mit dem vorgelegten Zweiten Nachtrag :z:um 
Haushaltsplan 1966 - Drudes. Nr. 157 - begehrt die 
Landesregierung die Einrichtung von zwei zusätzlic:hen 
Stellen der Besoldungsgruppe B 9. Eine dieser Stellen soll 
im Einzelplan 02 Kap. 01 - Ministerpräsident und 
Staatskanzlei -, die zweite im Einzelplan 05 in Kap. 01 
- Kultusminister - ausgebracht werden. 

Die Landesregierung ,beabsichtigt, einen Staatssekretär 
mit dem Aufgabengebiet "staatsbürgerliche Bildnng, Ju­
gendpflege und Sport" zu berufen. Ich darf unterstellen, 
daß es einer näheren ,Begründung dazu nicht bedarf, 
nachdem auch die bisherige Landesregierung diese Ab­
sicht bekundet batte. 

Im Kultusministerium soll eine zweite Staatssekretär­
stel1e eingerichtet werden. Auf diese Weise will die lan­
desregierung der in den vet"ßangenen Jahren sowohl vom 
Landesrechnungshof behandelten als auch im Landtag 
selbst erörterten Notwendigkeit einer Arbeitsentlastung 
der Führungsspitze in diesem größten Ressortministerium 
Rechnung tragen. 

Irn übrigen gestatte ich mir, auf die schriftliche Begrün­
dung zu verweisen, ,und bitte um Zustimmung in erster 
Lesung. 

Präsident van Nes Ziegler: Ich eröffne die B e ra­
tu n g. Das Wort hat Herr Abg. Dr. Lenz. 

(C) 
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